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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 14. Juni 1968 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
326. Sitzung am 14. Juni 1968 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestage am 31. Mai 1968 verabschiedeten 

Zweiten Gesetzes zur Änderung strafrecht- 
licher Vorschriften der Reichsabgabenord- 
nung und anderer Gesetze 
(2. AOStrafAndG) 

— Drucksachen V/1812, V/2928 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Dr. Lemke 

Vizepräsident 

1 Anlage 


Bonn, den 14. Juni 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 31, Mai 1968 mit der Bitte zur Kenntnisnahme übersandt. 

Dr. Lemke 

Vizepräsident 


Druck: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 


Gründe 

für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 

zum 

Zweiten Gesetz zur Änderung strafrechtlicher Vorschriften 
der Reichsabgabenordnung und anderer Gesetze 
(2. AOStrafÄndG) 


1. Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe c (§ 392 Abs. 1 Satz 2) 
ist wie folgt zu ändern: 

c) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Geldstrafe beträgt höchstens fünf Mil- 
lionen Deutsche Mark." 

Begründung 

Der Bundesrat hat im ersten Durchgang (307. Sit- 
zung am 7. April 1967, Drucksache Nr. 161/67) 
die Anhebung des Höchstbetrags der Geldstrafe 
von einer Million DM auf fünf Millionen DM mit 
folgender Begründung für erforderlich gehalten: 

„Der vorgesehene Höchstbetrag der Geldstrafe 
von einer Million DM wird trotz der nach § 27 c 
StGB unter bestimmten Voraussetzungen im Ein- 
zelfall gegebenen Überschreitungsmöglichkeiten 
den Bedürfnissen der Praxis nicht gerecht. Der 
allgemeine Strafrahmen sollte daher eine Geld- 
strafe bis zu fünf Millionen DM vorsehen." 


2. a) In Artikel 1 Nr. 18 ist § 403 folgender Ab- 
satz 3 anzufügen: 

„(3) Für die Verjährung gilt § 402 ent- 
sprechend." 

b) In Artikel 1 Nr. 19 ist § 404 Abs. 4 zu strei- 
chen. 

Begründung 

Zu a) 

Steuerordnungswidrigkeiten sollen grundsätz- 
lich nach zwei Jahren verjähren (vgl. § 27 Abs. 2 
Nr. 2 OWiG i. V. mit § 403 Abs. 2 AO). Ledig- 
lich für die leichtfertige Steuerverkürzung ist 
nach § 404 Abs. 4 AO eine entsprechende An- 
wendung der fünfjährigen Verjährungsfrist vor- 
gesehen. Grund hierfür ist, daß eine kürzere 
Verjährungsfrist die Wirksamkeit der Bußgeld- 
vorschrift einschränken würde, da leichtfertige 
Steuerverkürzungen meist nur durch Betriebs- 
prüfungen zu entdecken sind, die bei vielen 
Steuerpflichtigen nur in einem fünfjährigen Tur- 
nus stattfinden können. 


Dies gilt jedoch bei den Steuerordnungswidrig- 
keiten nicht nur für die leichtfertige Steuerver- 
kürzung, sondern ebenso bei der Steuergefähr- 
dung (§ 405 AO) und bei den übrigen Steuer- 
ordnungswidrigkeiten. Deshalb sollte für alle 
Steuerordnungswidrigkeiten eine Verfolgungs- 
verjährung erst nach fünf Jahren eintreten. 

Zu b) 

Folge aus der Änderung zu a). 

3. In Artikel 1 ist nach Nummer 20 folgende Num- 
mer 20 a einzufügen: 

„20 a. § 421 Abs. 4 Satz 4 wird aufgehoben." 
Begründung 

Die seinerzeit vom Deutschen Bundestag ein- 
gefügte Vorschrift sieht vor, daß das Finanz- 
amt auf Antrag des Beschuldigten die Straf- 
sache an die Staatsanwaltschaft abzugeben 
hat. Danach hat der Beschuldigte es in der 
Hand, die Ermittlungsbehörde zu bestimmen. Das 
ist nicht nur einmalig im deutschen Strafprozeß- 
recht, sondern auch ein mit der Tendenz des 
Gesetzes unvereinbarer, durch nichts gerecht- 
fertigter Eingriff in die Befugnisse des Finanz- 
amts als Ermittlungsbehörde. Außerdem dürfte 
diese Vorschrift keinen praktischen Wert haben, 
weil die Staatsanwaltschaft nicht gehindert ist, 
im gegebenen Falle das Finanzamt mit den weite- 
ren Ermittlungen zu beauftragen (§ 161 StPO). 


4. In Artikel 1 Nr. 28 ist § 448 zu streichen. 
Begründung 

Nach dieser Vorschrift soll gegen Rechtsanwälte, 
Steuerberater usw. ein Bußgeldbescheid wegen 
einer in Ausübung ihres Berufes begangenen 
Steuerordnungswidrigkeit erst erlassen werden 
können, wenn das ehren- oder berufsgerichtliche 
Verfahren in der gleichen Angelegenheit zu einer 
Maßnahme gegen den Betreffenden geführt hat. 
Damit wird für diesen Personenkreis eine Son- 
derstellung geschaffen, die dem berufsgericht- 
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liehen Verfahren den Vorrang einräumt. Es ist 
zu erwarten, daß unter Berufung hierauf auch 
andere Berufsgruppen eine gleiche Regelung für 
ihren Berufsstand fordern. 

Damit ist zu befürchten, daß der Gleichheits- | 
grundsatz des Artikels 3 GG verletzt wird. Eine 
solche Regelung würde auch mit anderen Bestim- 
mungen (z. B. § 62 des Steuerberatungsgesetzes, 
§§ 115 b und 118 b der Rechtsanwaltsordnung) | 
nicht übereinstimmen, wonach das berufsgericht- 
liche Verfahren vor dem allgemeinen Verfahren i 
zurücktritt. I 


5. In Artikel 5 ist nach Nummer 2 folgende Num- 
mer 2 a einzufügen: 

2 a. § 21 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die §§ 14 bis 18 gelten für die Finanz- 
ämter entsprechend. Die Beamten des Steuer- 
fahndungsdienstes haben die Ermittlungs- 
befugnisse, die den Beamten der Finanz- 
ämter zustehen." 

Begründung 

In dem durch das (1.) AOStrafÄndG aufgehobe- 
nen § 22 Satz 2 FVG war folgendes bestimmt: 


„Die Beamten des Steuerfahndungsdienstes 
haben die Ermittlungsbefugnisse, die den Beam- 
ten der Finanzämter zustehen." Diese Bestim- 
mung erschien seinerzeit im Hinblick auf § 439 
AO entbehrlich. Diese Annahme hat sich in der 
Praxis der Steuerfahndung nicht bestätigt. Zur 
Feststellung, ob steuerliche Verfehlungen, die 
die Einleitung eines Strafverfahrens rechtferti- 
gen, begangen worden sind, muß der Einsatz 
der Steuerfahndung bei Ermittlungen außerhalb 
eines Steuerstrafverfahrens auch künftig gewähr- 
leistet sein. Zur Klarstellung der Rechtslage ist 
deshalb die Wiedereinführung der aufgehobenen 
Bestimmung erforderlich. 


6. In Artikel 8 Nr. ^ Buchstabe a {§ 122 Abs. 1 
des Gesetzes über das Branntweinmonopol) sind 
die Worte „bis zu einer Million Deutsche Mark" 
durch die Worte „bis zu fünf Millionen Deutsche 
Mark" zu ersetzen. 


Begründung 

Anpassung ah den Änderungsvorschlag zu § 392 
Abs. 1 Satz 2 AO. 
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